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Schriftlicher Bericht 
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(16. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
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- Drucksache 1662 - 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl: 

I. Grundsätzliche Änderungen 

Die Abänderung des Gesetzes über das Bundes- 
verfassungsgericht mußte mit der durch den Ge- 
genstand der Reform gebotenen Behutsamkeit in 
Angriff genommen werden. Galt es doch, die un- 
abhängige Stellung des höchsten deutschen Verfas- 
sungsgerichts zu wahren und zugleich den erforder- 
lichen Neuerungen Gestalt zu geben. 

Zu Art. 1 Nr. 6 (§ 14) 

Einigkeit bestand darüber, auch in der öffent- 
lichen Diskussion, daß die Zuständigkeitsvertei- 
lung zwischen den beiden Senaten des Bundesver- 
fassungsgerichts eine neue, bzw. klarere Regelung 
erfordere als sie im Gesetz enthalten war, um da- 
durch eine gleichmäßige Belastung der beiden Se- 
nate herbeizuführen. Dem Vorschlag der Bundes- 
regierung, die Geschäftsverteilung dem Präsidium 
des Bundesverfassungsgerichts zu überlassen, wie 
dies bei allen Gerichten mit mehreren Spruchkör- 
pern gehandhabt wird, glaubte indessen der Aus- 
schuß nicht folgen zu sollen. Einstweilen müssen 
zwei Senate bestehenbleiben; obwohl das soge- 
nannte Zwillingsgericht sich als problematisch er- 
wiesen hat, schien doch die gesetzliche Geschäfts- 
verteilung an Stelle der durch das Gericht be- 
schlossenen größere Sicherheiten dafür zu bieten, 
daß jede Manipulation der Zuständigkeit für einen 
bestimmten Fall oder eine bestimmte Gruppe von 
Fällen vermieden werden könnte. Freilich glaubte 
der Ausschuß entsprechend den Vorschlägen des 
Bundesverfassungsgerichts eine Ergänzung der ge- 
setzlichen Zuständigkeitsverteilung in der Weise 
vorschlagen zu sollen, daß in besonderen Notfällen 
das Plenum des Gerichts eine von der gesetzlichen 
Zuständigkeit abweichende Geschäftsverteilung be- 
schließen kann (§ 14 Abs. 1 c). Die Teilung zwischen 
dem 1. und 2. Senat ist jetzt klarer in der Weise 
vollzogen worden, daß der 2. Senat die eigentlichen 
Verfassungsstreitigkeiten, auch wenn sie in der 


Form der Normenkontrollklage auftreten, ein- 
schließlich der Organstreitigkeiten zu bearbeiten 
hat, während der 1. Senat seine Hauptaufgabe im 
Schutze der Grundrechte finden soll. 

Zu Art. 1 Nr. 1 (§ 2), Art. 2 und 2 a 

Obwohl die neue Geschäftsverteilung sicher die 
Unzuträglichkeiten verringert, die mit dem Zwil- 
lingscharakter des Bundesverfassungsgerichts un- 
trennbar verbunden sind, glaubte der Ausschuß in 
seiner Mehrheit eine Möglichkeit dafür eröffnen zu 
sollen, daß in absehbarer Zeit ein Einheitsgericht, 
d. h. ein einheitlicher Spruchkörper für alle Ver- 
fassungsstreitigkeiten geschaffen wird. Im Hin- 
blick auf diese Zielsetzung erschien es notwendig, 
schon für den jetzt anstehenden Wahltermin eine 
Herabsetzung der Richterzahl einzuführen, um die 
Umstellung des Zwillingsgerichts auf das Einheits- 
gericht für die nähere oder weitere Zukunft vor- 
zubereiten. Um das Ausmaß dieser Reform wurde 
im Ausschuß lange gerungen. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hatte sich selbst zunächst dahin ge- 
äußert, daß die Aufrechterhaltung der bisherigen 
Besetzung zur Bewältigung der Geschäftslast des 
Gerichts erforderlich sei. Das Gegenargument, daß 
es leichter und weniger zeitraubend sei, mit einem 
kleineren Spruchgremium die Beratungen zu einem 
Ergebnis zu führen, setzte sich jedoch durch, zumal 
das Bundesverfassungsgericht in zweiter Linie 
selbst es für möglich erklärt hatte, auch mit 10 
Richtern in jedem Senat auszukommen. Die Mehr- 
heit des Ausschusses stellte sich auf den Boden die- 
ses Vorschlags, zumal er den Vorteil bot, daß bei 
keinem der auf Zeit gewählten Richter, der nach 
seinem Alter oder nach seinen sonstigen Berufs- 
verhältnissen für eine Wiederwahl in Frage 
kommt, diese unmöglich gemacht wird. Deswegen 
kommt nach Lage der Verhältnisse zum Termin 
vom 1. September 1956 nur eine Herabminderung 
der Zahl auf 10 Richter pro Senat in Frage, wäh- 
rend vom Jahre 1959 ab eine weitere Herabsetzung 
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der Richterzahl um weitere 2 Mitglieder je Senat 
vorgesehen werden konnte. 

Da ein für die Dauer seines Amtes bei einem 
oberen Bundesgericht berufener Richter am 1. Ok- 
tober 1956 wegen Erreichung der Altersgrenze aus- 
scheidet und nur durch die Einbeziehung seiner 
Stelle die Zahl der Zeitrichter um 4 gesenkt wer- 
den kann, waren die Sondervorschriften in Art. 2 a 
Satz 2 notwendig. 

Zu Art. 1 Nr. 2 (§ 4 Abs. 1 Satz 1), Nr. 2 a (§ 5 
Abs. 1), Nr. 7 (§ 15 Abs. 2), Art. 2 

Der Ausschuß war in seiner Mehrheit weiterhin 
der Auffassung, daß entsprechend der Anregung 
des Bundesrates, der sich auch das Bundesverfas- 
sungsgericht selbst angeschlossen hat, das bisherige 
Zahlenverhältnis zwischen Bundesrichtern und 
Zeitrichtern (1 : 2) etwa beibehalten werden sollte. 
Künftig sollen daher jedem Senat nur noch drei 
für die Dauer ihres Amtes an einem oberen Bun- 
desgericht gewählte Richter angehören (§ 4 Abs. 1). 
Hiernach sollen ab 1956 in jedem Senat 7 Zeitrich- 
ter und 3 Bundesrichter, von 1959 ab 5 Zeitrichter 
und 3 Bundesrichter tätig sein. 

Da künftig die Zahl der Richter der beiden Ka- 
tegorien nicht mehr durch zwei teilbar sein wird, 
kann die vom Grundgesetz geforderte Parität zwi- 
schen beiden Wahlorganen nur noch für die Ge- 
samtzahl der Richter in jedem Senat, nicht mehr, 
wie bisher, auch noch für jede Richterkategorie 
erreicht werden. Bundestag und Bundesrat werden 
hiernach in jedem Senat mit je 5 Richtern und ab 
1959 mit je 4 Richtern vertreten sein; dabei wird 
das eine Wahlorgan 4 (ab 1959: 3) Zeitrichter und 1 
Bundesrichter stellen, das andere Wahlorgan 3 (ab 
1959: 2) Zeitrichter und 2 Bundesrichter. 

Da zur Zeit in jedem Senat jedoch noch 4 Bun- 
desrichter tätig sind, werden zunächst in jedem 
Senat noch 4 Bundesrichter und nur noch 6 (ab 
1959: 4) Zeitrichter vertreten sein. Die künftig vor- 
gesehene Besetzung von 7 bzw. 5 Zeitrichtern und 
nur 3 Bundesrichtern wird erst dann zu erreichen 
sein, wenn in jedem Senat 1 Richter wegen Errei- 
chung der Altersgrenze (zur Zeit 70 Jahre) als 
Richter des oberen Bundesgerichts in den Ruhe- 
stand versetzt wird oder auf andere Weise aus- 
scheidet und an seiner Stelle dann, wie in Art. 2 
vorgesehen, 1 Zeitrichter gewählt wird. Wann 
dieser Zeitpunkt eintritt, kann nicht vorausgesagt 
werden, da auch mit einem unvorhergesehenen 
Ausscheiden eines Bundesrichters gerechnet wer- 
den muß. Aus dem gleichen Grunde läßt sich auch 
nicht vorausbestimmen, welches Wahlorgan an 
Stelle eines ausscheidenden Bundesrichters einen 
Zeitrichter zu wählen haben wird. Es muß daher 
im Gesetz offenbleiben, wie die Verteilung der 
Sitze nach Bundesrichtern und Zeitrichtern auf 
jedes Wahlorgan erfolgen wird. Scheidet in einem 
Senat als erster ein vom Bundestag gewählter 
Bundesrichter aus und ist demgemäß als Ersatz 
ein Zeitrichter vom Bundestag zu wählen, dann 
wird der Bundestag in dem Senat mit 4 (ab 1959 
mit 3) Zeitrichtern und 1 Bundesrichter vertreten 


sein, der Bundesrat dagegen mit 3 (ab 1959 mit 2) 
Zeitrichtern und 2 Bundesrichtern. Scheidet da- 
gegen in einem Senat zuerst ein vom Bundesrat 
gewählter Bundesrichter aus, der dann durch einen 
von diesem Wahlorgan gewählten Zeitrichter zu 
ersetzen ist, dann wird das Zahlenverhältnis umge- 
kehrt sein. 

Da die Gesamtzahl der Richter herabgesetzt 
wurde, war auch das Quorum entsprechend auf 
7 bzw. 6 Mitglieder zu verringern. 

Zu Art. 1 Nr. 4 a (§ 7 a) 

Am meisten umstritten war im Ausschuß die 
Frage der Richterwahl. Hier galt es einerseits die 
Rechte der Minderheit grundsätzlich zu wahren, 
andererseits ein Verfahren zu entwickeln, das in 
allen Fällen ein Wahlergebnis sicherstellt. Ohne 
daß auf die Vorgänge der Vergangenheit weiter 
eingegangen werden soll, ist nicht von der Hand 
zu weisen, daß im Falle eines von der Mehrheit 
und von der Minderheit für lebenswichtig gehalte- 
nen Prozesses die Besetzung einer eintretenden 
Vakanz unmöglich wird, weil weder die Mehrheit 
noch die Minderheit sich damit abfinden kann, daß 
möglicherweise durch die Neuberufung eines Rich- 
ters das Stimmenverhältnis im Senat zugunsten 
der einen oder anderen Partei verschoben wird. 
Deswegen konnte ein Ausweg nur in der Weise 
gesucht werden, daß unter Wahrung des im Grund- 
gesetz vorgesehenen Wahlrechts der politischen 
Organe ein Vorschlagsrecht eines Siebenmänner- 
Ausschusses eingeführt wurde. Dieser Siebenmän- 
ner-Ausschuß umfaßt außer zwei ordentlichen 
öffentlichen Rechtslehrern deutscher Universitäten 
und zwei Präsidenten oberer Bundesgerichte drei 
Präsidenten der Landesverfassungsgerichte, die für 
Verfassungsprobleme als besonders kompetent gel- 
ten können. Dieser Ausschuß hat, wenn nur ein 
Richter zu wählen ist, drei Personen, im übrigen 
doppelt soviele Personen vorzuschlagen als Richter 
zu wählen sind. Das Wahlmännergremium hat 
dann die Möglichkeit, einen der Vorschläge mit 
einfacher Majorität anzunehmen oder eine andere 
Person mit den bisher geltenden qualifizierten 
Mehrheiten zu wählen. Was die Mehrheit des 
Rechtsausschusses an dieser Lösung als glücklich 
empfand, ist die Unberechenbarkeit der Vorschläge 
des Siebenmänner-Ausschusses, die das Zustande- 
kommen einer qualifizierten Mehrheit sicher er- 
leichtert und andererseits die Mehrheit davon ab- 
hält, schon bei den ersten Verhandlungen um die 
Bildung der qualifizierten Mehrheit sich auf die 
Möglichkeit einer Wahl mit einfacher Mehrheit 
einzustellen. Daß letztlich nur die Mehrheit aus 
dem vorgeschlagenen Siebenmänner-Ausschuß den 
Richter bestimmen kann, ist eine Folge des Mehr- 
heitsprinzips, auf dem die ganze demokratische 
Ordnung beruht. 

Die Minderheit hat diese Lösung unter den ver- 
schiedensten Gesichtspunkten bekämpft: In der 
Demokratie gebe es kein pouvoir neutre, und der 
Siebenmänner-Ausschuß könne schon gar nicht 
eine solche Schiedsrichterkompetenz beanspruchen; 
außerdem fehle der letztlich mit einfacher Mehr- 
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heit vollzogenen Wahl die Legitimität, die die Mit- 
wirkung der Minderheit garantiere. Beide Argu- 
mente wurden von der Mehrheit als nicht über- 
zeugend empfunden. Gerade wenn ein pouvoir 
neutre fehlt, muß die politische Entscheidung bei 
der Mehrheit liegen, die freilich durch die Ein- 
schaltung des Siebenmänner-Ausschusses ihrer 
parteipolitischen Schärfe entkleidet werden soll. 
Was endlich die Legitimität der Macht in der De- 
mokratie betrifft, so ist zumindest bei Per^onen- 
wahlen, selbst wenn für die ersten Wahlgänge 
qualifizierte Mehrheiten vorgesehen sind, die 
Mehrzahl der abgegebenen Stimmen schon immer 
als ausreichende Legitimation angesehen worden. 
Das liegt in der Natur der Sache, da jede qualifi- 
zierte Mehrheit das Zustandekommen einer gülti- 
gen Wahl verhindern und die notwendige Beset- 
zung einer Stelle nur durch den Rekurs auf die 
einfache Mehrheit garantiert werden kann. 

II. Sonstige Änderungen 

1 . 

Zu Art. 1 Nr. 1 a (§ 3 Abs. 4), Nr. 15 a (§ 99 Abs. 3). 
Nr. 16 b (§ 101 Abs. 3) 

In § 3 Abs. 4 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
„Die Tätigkeit als Richter des Bundesverfassungs- 
gerichts geht der Tätigkeit als Hochschullehrer vor.“ 
Diese Ergänzung des Gesetzes erschien notwendig, 
um die Tätigkeit des Bundesverfassungsgerichts 
vor Beeinträchtigungen zu schützen, die aus der 
Doppelfunktion des Hochschullehrers und Verfas- 
sungsrichters entstehen könnten. Dementsprechend 
wird durch § 101 Abs. 3 Sätze 2, 3 und 4 vorge- 
schrieben, daß grundsätzlich ihre Dienstpflichten 
als Hochschullehrer ruhen. Zwei Drittel ihrer Be- 
züge als Hochschullehrer werden auf ihre Richter- 
bezüge angerechnet. Die vom Bund dadurch ge- 
machte Ersparnis ist von ihm dem Dienstherrn für 
die Kosten der Vertretung zur Verfügung zu stel- 
len. Andererseits ergab sich daraus die Anglei- 
chung der Hochschullehrer an die übrigen Bundes- 
verfassungsrichter in versorgungsrechtlicher Hin- 
sicht (Fortfall des § 99 Abs. 3). 

Zu Art. 1 Nr. 2 (§ 4 Abs. 1 Satz 2), Nr. 2 b (§ 6 
Abs. 4) 

Auch erschien es im Sinne des Grundgesetzes, 
das die Berufung von Bundesrichtern in das Bun- 
desverfassungsgericht vorsieht, wenn abweichend 
von der bisherigen Praxis und nach Überwindung 
der Anfangsschwierigkeiten der Reorganisation 
unserer Justiz nunmehr als § 4 Abs. 1 Satz 2 die 
Bestimmung aufgenommen ist, daß nur solche 
Bundesrichter gewählt werden sollen, die wenig- 
stens 3 Jahre lang an einem oberen Bundesgericht 
tätig gewesen sind. Wichtig erschien es auch, im 
Rahmen und in den Grenzen des § 6 Abs. 4 eine 
Verschwiegenheitspflicht der Mitglieder des Wahl- 
männerausschusses einzuführen. Es erschien not- 
wendig, zum Schutze der Kandidaten diese Bestim- 
mung aufzunehmen, die in noch stärkerer Form 


bereits im Richterwahlgesetz, das die Wahl der 
Richter zu den oberen Bundesgerichten regelt, ent- 
halten ist. 

2 . 

Die im Ausschuß einstimmig angenommenen 
Vorschriften zur Änderung des Verfahrens enthal- 
ten im Grunde nicht mehr als Nachbesserungen des 
alten Gesetzes, die sich in der Praxis als wün- 
schenswert herausgestellt haben. 

Zu Art. 1 Nr. 9 (§ 30 Abs. 1) 

Nach einer mündlichen Verhandlung sollen die 
am Ende der mündlichen Verhandlung bekanntzu- 
gebenden Verkündüngstermine nicht über 3 Mo- 
nate hinaus anberaumt werden. Der Termin zur 
Verkündung der Entscheidung kann auf Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts verlegt werden. 
Hierbei kann die Frist von 3 Monaten überschrit- 
ten werden. 

Zu Art. 1 Nr. 9 a (§ 38 Abs. 2) 

Nach § 38 Abs. 2 (und damit auch nach § 47) 
kann in Verfahren zur Aberkennung von Grund- 
rechten und zur Feststellung der Verfassungs- 
widrigkeit von Parteien eine gerichtliche Vorunter- 
suchung angeordnet werden. 

Zu Art. 1 Nr. 11 a (§ 80) 

Die Erörterungen über § 80 waren besonders 
eingehend. § 80 stellt einen Kompromiß dar inso- 
fern, als einerseits die Vorlage der Streitsachen 
durch die Instanzgerichte unmittelbar an das Bun- 
desverfassungsgericht erfolgt, das alle oberen Bun- 
desgerichte von dem Vorlagebeschluß unterrichtet. 
Diese sind verpflichtet, dem Bundesverfassungs- 
gericht einschlägige Informationen über anhän- 
gige Sachen usw. mitzuteilen. Andererseits hat 
der zuständige Senat des für den Streitgegenstand 
zuständigen oberen Bundesgerichts darüber hin- 
aus die Möglichkeit, sich zu dem Vorlagebeschluß 
einschließlich der darin aufgeworfenen Verfas- 
sungsfrage zu äußern. Diese Äußerung muß nach 
der übereinstimmenden Auffassung des Ausschus- 
ses so gehalten sein, daß der Eindruck einer Vor- 
wegnahme der Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts vermieden wird. 

Zu Art. 1 Nr. 13 (§ 91 a), Nr. 8 a (§ 24) 

Die Einführung der Verfassungsbeschwerde 
durch den Gesetzgeber hat eine starke Überlastung 
des Bundesverfassungsgerichts zur Folge gehabt. 
Es mußte deshalb über den schon bestehenden § 24 
hinaus eine vereinfachte Behandlung der Verfas- 
sungsbeschwerde ermöglicht werden. Dies ge- 
schieht durch § 91 a, der eine Vorprüfung der Ver- 
fassungsbeschwerde durch einen Ausschuß von 3 
Richtern vorschreibt. Durch einstimmigen Beschluß 
kann dieser Ausschuß die Verfassungsbeschwerde 
verwerfen, wenn weder von der Entscheidung die 
Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage zu er- 
warten ist noch dem Beschwerdeführer durch die 
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Versagung der Entscheidung zur Sache ein schwe- 
rer und unabwendbarer Nachteil entsteht. Einigt 
sich der Ausschuß nicht, so kann der Senat die Ver- 
fassungsbeschwerde aus diesen Gründen mit ein- 
facher Mehrheit verwerfen. Der Ausschuß hat hier- 
zu die Auffassung vertreten, daß von der Entschei- 
dung über die Verfassungsbeschwerde nicht nur 
dann die Klärung einer verfassungsrechtlichen 
Frage zu erwarten ist, wenn sie der Fortbildung 
des objektiven Rechts dient, sondern auch dann, 
wenn sie präjudiziell für die Auslegung der 
Grundrechte ist. Für die Zulassung der Verfas- 
sungsbeschwerde kommt es daher darauf an, ob 
sie insoweit von Bedeutung ist. 

Der Ausschuß hat die als § 91 a Abs. 3 vorge- 
sehene Bestimmung gestrichen, wonach die Ent- 
scheidung über die Zulassung nicht begründet 
werden sollte. Er ist hierbei davon ausgegangen, 
daß jede gerichtliche Entscheidung einer — wenn 
auch nur kurzen — Begründung bedürfe. Da das 
Bundesverfassungsgericht vielfach entsprechend 
diesem Grundsatz auch in den Fällen des § 24 — 
wonach gewisse Anträge ohne weitere Begründung 
verworfen werden konnten — ohnehin schon ver- 
fahren ist, hat der Ausschuß gemäß seiner grund- 
sätzlichen Auffassung auch in § 24 die Worte „der 
keiner weiteren Begründung bedarf“ gestrichen. 
Einstimmig stellte sich der Ausschuß auf den 
Standpunkt, daß hier nur eine Verfahrensreform 
vorliegt, die ohne Eingriff in wohlerworbene 
Rechte auch auf die schon anhängigen Verfassungs- 
beschwerden angewendet werden kann. 

Zu Art. 1 Nr. 14 (§ 97) 

Der Ausschuß hat in Übereinstimmung mit der 
Stellungnahme des Bundesverfassungsgerichts die 
Möglichkeit gestrichen, die bisher für den Bundes- 
präsidenten und andere Verfassungsorgane be- 
stand, ein Gutachten vom Bundesverfassungs- 
gericht zu erheben. Die umstrittene Rechtsnatur 
solcher Gutachten legte diesen Beschluß nahe; 
denn die eigentliche Aufgabe der Justiz ist die 
Entscheidung von Streitfällen und nicht die Er- 
stattung mehr oder weniger unverbindlicher Gut- 
achten. 


3. 

Schließlich sieht der Entwurf die Änderung eini- 
ger versorgungs- und dienstrechtlicher Vorschrif- 
ten vor: 

Zu Art. 1 Nr. 15 (§ 99 Abs. 1) 

Eine Neuregelung bringt insbesondere Nr. 2, 
wonach bei der Zurruhesetzung eines auf Zeit er- 
nannten Richters infolge Dienstunfähigkeit es 
nicht mehr darauf ankommt, worauf diese Dienst- 
unfähigkeit beruht. Die bisherige Regelung stellte 
darauf ab, daß die Dienstunfähigkeit die Folge 
einer bei Ausübung oder aus Veranlassung des 
Dienstes erlittenen Beschädigung war. 

Zu Art. 1 Nr. 17 (§ 105 Abs. 4 und 5) 

Während bisher sowohl die Ermächtigung des 
Bundesverfassungsgerichts an den Bundespräsi- 
denten, einen Richter in den Ruhestand zu verset- 
zen oder zu entlassen, als auch die vorläufige 
Amtsenthebung eines Richters der Zustimmung 
von 15 Mitgliedern des Gerichts bedurften, sieht 
der Entwurf im Hinblick auf die Verringerung der 
Richterzahl an Stelle einer festen Zahl eine Mehr- 
heit von zwei Dritteln der Mitglieder des Gerichts 
vor. 

4. 

In §§ 98 Satz 1 und 100 Abs. 1 Satz 1 wurde das 
Wort „Dienstbezüge“ durch „Bezüge“ und in §§ 100 
Abs. 1 Satz 1, 101 Abs. 1 Satz 2 erster Halbsatz 
und in Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz sowie in 
§ 105 Abs. 1 Nr. 1 das Wort „Dienstverhältnis“ 
durch „Amt“ ersetzt, um die Sonderstellung der 
Richter des Bundesverfassungsgerichts zum Aus- 
druck zu bringen. 


Bonn, den 11. Mai 1956 

Dr. Wahl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1662 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 16. Mai 1956 

Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 

Hoogen Dr. Wahl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht 
- Drucksache 1662 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 
( 16 . Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über das Bundesverfassungsge- 
richt vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 243) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

-5 ^ 

Das Bundesverfassungsgericht besteht 
aus zwei Senaten, die mit je sieben Rich- 
tern besetzt sind. u 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über das Bundesverfassungsge- 
richt vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 243) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

4 2 

(1) Das Bundesverfassungsgericht be- 
steht aus zwei Senaten. 

(2) In jeden Senat werden acht Richter 
gewählt.“ 

la. In § 3 Abs. 4 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Die Tätigkeit als Richter des Bundes- 
verfassungsgerichts geht der Tätigkeit als 
Hochschullehrer vor,“ 



Entwurf 

2. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Acht Richter des Bundesverfas- 
sungsgerichts werden aus der Zahl der 
Richter an den oberen Bundesgerichten 
für die Dauer ihres Amtes an diesen Ge- 
richten gewählt.“ 


3. $ 6 Abs. 4 erhält folgenden Satz 2: 

» Kommt im ersten Wahl gang keine Wahl 
zustande , so findet unverzüglich ein wei- 
terer Wahl gang statt , in dem gewählt ist , 
wer mindestens sieben Stimmen auf sich 
vereinigt 

4. § 7 erhält folgenden Satz 2: 

„ Kommt im ersten Wahlgang keine Wahl 
zustande , so findet unverzüglich ein wei- 
terer Wahlgang statt , in dem gewählt ist , 
wer mindestens die Mehrheit der Stim- 
men des Bundesrates auf sich vereinigt.“ 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

2. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Drei Richter jedes Senates werden 
aus der Zahl der Richter an den oberen 
Bundesgerichten für die Dauer ihres Amtes 
an diesen Gerichten gewählt. Gewählt wer- 
den sollen nur Richter, die wenigstens drei 
Jahre an einem oberen Bundesgericht tätig 
gewesen sind.“ 

2a. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Richter jedes Senates werden je 
zur Hälfte vom Bundestag und vom Bun- 
desrat gewählt. Von den auf Zeit zu beru- 
fenden Richtern werden drei von dem 
einen, zwei von dem anderen Wahlorgan, 
von den für die Dauer ihres Amtes an 
einem oberen Bundesgericht zu berufen- 
den Richtern einer von dem einen, zwei 
von dem anderen Wahlorgan in die Senate 
gewählt.“ 

2b. § 6 erhält folgenden neuen Absatz 4: 

„(4) Die Mitglieder des Wahlmänner- 
ausschusses sind zur Verschwiegenheit 
über die ihnen durch ihre Tätigkeit im 
Wahlmännerausschuß bekanntgewordenen 
persönlichen Verhältnisse der Bewerber 
sowie über die hierzu im Wahlmänneraus- 
schuß gepflogenen Erörterungen und über 
die Abstimmung verpflichtet.“ 

Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

3. e n t f ä 1 1 t 


4. e n t f ä 1 1 1 


4a. Nach § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

4 7 a 

(1) Kommt innerhalb von zwei Mona- 
ten nach dem Ablauf der Amtszeit oder 
dem vorzeitigen Ausscheiden eines Rich- 
ters die Wahl eines Nachfolgers auf Grund 
der Vorschriften des § 6 nicht zustande, 
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so beruft der Älteste der Wahlmänner un- 
verzüglich den nach Absatz 2 zu bildenden 
Beirat ein. 

(2) Der Beirat besteht aus 

a) zwei Präsidenten oberer Bundes- 
gerichte, die von den Präsidenten der 
oberen Bundesgerichte gewählt wer- 
den; 

b) zwei ordentlichen öffentlichen Lehrern 
des Rechts an deutschen Universitäten, 
die von den Dekanen der rechtswissen- 
schaftlichen Fakultäten der Universi- 
täten im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes einschließlich Berlin gewählt 
werden; 

c) drei Präsidenten von Verfassungs- 
gerichtshöfen der deutschen Länder, 
die von den Präsidenten der Verfas- 
sungsgerichtshöfe der deutschen Län- 
der gewählt werden. 

(3) Für jedes Mitglied des Beirates ist ein 
Vertreter zu wählen. Die Mitglieder und 
ihre Vertreter sind auf die Dauer von fünf 
Jahren zu wählen. 

(4) Der Älteste der Wahlmänner führt 
den Vorsitz in den Sitzungen des Beirates; 
er hat kein Stimmrecht. 

(5) Der Beirat beschließt mit der Mehr- 
heit seiner Mitglieder, wer zur Wahl als 
Richter vorgeschlagen wird. Ist nur ein 
Richter zu wählen, so hat der Beirat drei 
Personen vorzuschlagen; sind gleichzeitig 
mehrere Richter zu wählen, so hat der Bei- 
rat doppelt so viele Personen vorzuschla- 
gen als Richter zu wählen sind. 

(6) Ist der Richter vom Bundesrat zu 
wählen, so gelten die Absätze 1 bis 5 mit 
der Maßgabe, daß an die Stelle des Ältesten 
der Wahlmänner der Präsident des Bundes- 
rates oder sein Stellvertreter tritt. 

(7) Ein vom Beirat Vorgeschlagener 
kann von dem zuständigen Wahlorgan 
(§§ 6 und 7) mit der Mehrheit der ab- 
gegebenen Stimmen gewählt werden. Das 
Recht des Wahlorgans, einen nicht vom 
Beirat Vorgeschlagenen mit den in den §§ 6 
und 7 bezeichneten Mehrheiten zu wählen, 
bleibt unberührt. 
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5 . § 9 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

6. § 14 erhält folgende Fassung: 

4 14 

(1) Vor Beginn des Geschäftsjahres 
werden auf seine Dauer vom Plenum des 
Bundesverfassungsgerichts die Geschäfte 
unter die Senate verteilt und die Mitglie- 
der der Senate sowie für den Fall ihrer 
Verhinderung die regelmäßigen Vertre- 
ter bestimmt. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Aus- 
schlag. Der Beschluß des Plenums wird 
im Bundesgesetzblatt bekanntgemacht. 


(2) Wenn zweifelhaft ist, welcher Se- 
nat für ein Verfahren zuständig ist, so 
entscheidet darüber ein Ausschuß, der aus 
dem Präsidenten, dem Stellvertreter des 
Präsidenten und vier Richtern besteht, 
von denen je zwei von jedem Senat für 
die Dauer des Geschäftsjahres gewählt 
werden. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.“ 

7. § 15 erhält folgende Fassung: 

4 15 

(1) Vor Beginn des Geschäftsjahres be- 
stimmt der Präsident des Bundesverfas- 
sungsgerichts den Senat , dem er sich an- 
schließt; er führt in diesem Senat , der 
Stellvertreter des Präsidenten in dem an- 
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5. e n t f ä 1 1 1 

6. § 14 erhält folgende Fassung: 

4 14 

(1) Der Erste Senat des Bundesverfas- 
sungsgerichts ist zuständig für Normen- 
kontrollverfahren (§ 13 Nr. 6 und 11), in 
denen überwiegend die Unvereinbarkeit 
einer Vorschrift mit Grundrechten oder 
Rechten aus Artikel 33, 101, 103 und 104 
des Grundgesetzes geltend gemacht wird, 
sowie für Verfassungsbeschwerden, mit 
Ausnahme der Verfassungsbeschwerden 
nach § 91 und der Verfassungsbeschwerden 
aus dem Bereich des Wahlrechts. 

(1 a) Der Zweite Senat des Bundesver- 
fassungsgerichts ist zuständig in den Fäl- 
len des § 13 Nr. 1 bis 5, 7 bis 9, 12 und 14, 
ferner für Normenkontrollverfahren und 
Verfassungsbeschwerden, die nicht dem 
Ersten Senat zugewiesen sind. 

(1 b) In den Fällen des § 13 Nr. 10 und 
13 bestimmt sich die Zuständigkeit der 
Senate nach der Regel der Absätze 1 und 2. 

(1 c) Das Plenum des Bundesverfassungs- 
gerichts kann mit Wirkung vom Beginn 
des nächsten Geschäftsjahres die Zuständig- 
keit der Senate abweichend von den Ab- 
sätzen 1 bis 1 b regeln, wenn dies infolge 
einer nicht nur vorübergehenden Über- 
lastung eines Senats unabweislich gewor- 
den ist. Der Beschluß wird im Bundes- 
gesetzblatt bekannt gemacht. 

(2) Wenn zweifelhaft ist, welcher Senat 
für ein Verfahren zuständig ist, so ent- 
scheidet darüber ein Ausschuß, der aus dem 
Präsidenten, dem Stellvertreter des Prä- 
sidenten und vier Richtern besteht, von 
denen je zwei von jedem Senat für die 
Dauer des Geschäftsjahres berufen werden. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden den Ausschlag.“ 

7. § 15 erhält folgende Fassung: 

4 15 

( 1 ) Der Präsident des Bundesverfassungs- 
gerichts und sein Stellvertreter führen den 
Vorsitz in ihrem Senat. Sie werden von 
dem lebensältesten anwesenden Richter des 
Senats vertreten. 
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deren Senat den Vorsitz. Der Präsident 
und der Stellvertreter des Präsidenten 
werden von dem lebensältesten anwesen- 
den Richter des Senats vertreten. 

(2) In Verfahren gemäß § 13 Nr. 1, 2, 
4 und 9 bedarf es zu einer dem Antrags- 
gegner nachteiligen Entscheidung in je- 
dem Fall einer Mehrheit von zwei Drit- 
teln der Stimmen. Im übrigen entschei- 
det die absolute Mehrheit, soweit nicht 
das Gesetz etwas anderes bestimmt." 


8. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Es ist beschlußfähig, wenn von 
jedem Senat zwei Drittel seiner Rich- 
ter anwesend sind." 

b) Die Absätze 3 und 4 werden gestri- 
chen. 


9. § 30 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Sie ist sodann, wenn eine mündliche 
Verhandlung stattgefunden hat, in einem 
bekanntzugebenden Termin unter Mit- 
teilung der wesentlichen Entscheidungs- 
gründe öffentlich zu verkünden." 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


(2) Jeder Senat ist beschlußfähig, wenn 
mindestens sechs Richter anwesend sind. 
In Verfahren gemäß § 13 Nr. 1, 2, 4 und 9 
bedarf es zu einer dem Antragsgegner 
nachteiligen Entscheidung in jedem Fall 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mit- 
glieder des Senats. Im übrigen entscheidet 
die Mehrheit der an der Entscheidung mit- 
wirkenden Mitglieder des Senats, soweit 
nicht das Gesetz etwas anderes bestimmt. 
Bei Stimmengleichheit kann ein Verstoß 
gegen das Grundgesetz oder sonstiges Bun- 
desrecht nicht festgestellt werden." 

8. unverändert 


8a. In § 24 werden die Worte „der keiner 
weiteren Begründung bedarf" gestrichen. 

9. § 30 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Bundesverfassungsgericht ent- 
scheidet in geheimer Beratung nach seiner 
freien, aus dem Inhalt der Verhandlung 
und dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
geschöpften Überzeugung. Die Entschei- 
dung ist schriftlich abzufassen, zu begrün- 
den und von den Richtern, die bei ihr mit- 
gewirkt haben, zu unterzeichnen. Sie ist 
sodann, wenn eine mündliche Verhand- 
lung stattgefunden hat, in einem dort be- 
kanntzugebenden, nicht über drei Mo- 
nate hinaus anzuberaumenden Termin 
unter Mitteilung der wesentlichen Ent- 
scheidungsgründe öffentlich zu verkünden. 
Der Termin zur Verkündung der Entschei- 
dung kann durch Beschluß des Bundesver- 
fassungsgerichts verlegt werden; hierbei 
kann die Frist von drei Monaten über- 
schritten werden." 

9a. § 38 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Das Bundesverfassungsgericht kann 
zur Vorbereitung der mündlichen Ver- 
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10. § 54 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Durchführung der Vorunter- 
suchung ist einem Richter des Bundesge- 
richtshofs zu übertragen." 

11. § 73 erhält folgenden zweiten Absatz: 

„(2) Die Vorschrift des § 64 Abs, 3 gilt 
entsprechend, sofern das Landesrecht 
nichts anderes bestimmt." 
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handlung eine Voruntersuchung anord- 
nen. Die Durchführung der Vorunter- 
suchung ist einem Richter des nicht zur 
Entscheidung in der Hauptsache zustän- 
digen Senats zu übertragen." 

10. § 54 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Durchführung der Vorunter- 
suchung ist einem Richter des nicht zur 
Entscheidung in der Hauptsache zustän- 
digen Senats zu übertragen.“ 

11. unverändert 


11a. § 80 erhält folgende Fassung: 

4 80 

(1) Sind die Voraussetzungen des Ar- 
tikels 100 Abs. 1 des Grundgesetzes ge- 
geben, so holen die Gerichte unmittelbar 
die Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts ein. 

(2) Die Begründung muß angeben, in- 
wiefern von der Gültigkeit der Rechtsvor- 
schrift die Entscheidung des Gerichts ab- 
hängig ist und mit welcher übergeordneten 
Rechtsnorm sie unvereinbar ist. Die Akten 
sind beizufügen. 

(3) Der Antrag des Gerichts ist unab- 
hängig von der Rüge der Nichtigkeit der 
Rechtsvorschrift durch einen Prozeßbetei- 
ligten. 

(4) Das Bundesverfassungsgericht gibt 
den oberen Bundesgerichten Kenntnis von 
dem Vorlagebeschluß. Die oberen Bundes- 
gerichte teilen dem Bundesverfassungs- 
gericht mit, wie und auf Grund welcher 
Erwägungen sie das Grundgesetz in der 
streitigen Frage bisher ausgelegt haben, ob 
und wie sie die in ihrer Gültigkeit streitige 
Rechtsvorschrift in ihrer Rechtsprechung 
angewandt haben und welche damit zu- 
sammenhängenden Rechtsfragen zur Ent- 
scheidung anstehen. Das obere Bundes- 
gericht des zuständigen Gerichtszweigs 
kann zu dem Vorlagebeschluß eine Äuße- 
rung des Senats vorlegen, der nach der Ge- 
schäftsverteilung im Falle einer Revisions- 
einlegung zur Entscheidung über die Sache 
zuständig wäre. Das Bundesverfassungs- 
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12. § 82 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Vorschriften der §§ 77 bis 79 
gelten entsprechend.“ 

13. Hinter § 91 wird folgender § 91a einge- 
fügt: 

4 91a 

(1) Die Verfassungsbeschwerde bedarf 
der Zulassung. Sie ist zuzulassen, wenn 
von der Entscheidung die Klärung einer 
verfassungsrechtlichen Frage zu erwarten 
ist oder wenn dem Beschwerdeführer 
durch die Versagung der Zulassung ein 
schwerer und unabwendbarer Nachteil 
entstünde. 

(2) Über die Zulassung entscheidet ein 
Ausschuß aus drei Mitgliedern des Senats, 
die von diesem für die Dauer eines Ge- 
schäftsjahres gewählt werden. Einigt sich 
der Ausschuß nicht, so legt er die Verfas- 
sungsbeschwerde dem Senat vor, der mit 
einfacher Mehrheit entscheidet. 


(3) Die Entscheidung über die Zulas- 
sung wird nicht begründet .“ 

14. § 97 erhält folgende Fassung: 

»$ 97 

( 1) Der Bundespräsident kann das Bun- 
desverfassungsgericht um Erstattung eines 
Rechts gut achte ns über eine bestimmte 
verfassungsrechtliche Frage ersuchen. 
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gericht gibt den in § 77 genannten Ver- 
fassungsorganen sowie den in § 82 Abs. 3 
genannten Beteiligten Kenntnis. 

(5) Handelt es sich um die Gültigkeit 
von Landesrecht, so ist Absatz 4 mit der 
Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß 
an die Stelle der oberen Bundesgerichte die 
obersten Gerichte des Landes treten. 

(6) Das Bundesverfassungsgericht kann 
obere Bundesgerichte oder oberste Landes- 
gerichte ersuchen, ihre Erwägungen zu 
einer für die Entscheidung erheblichen 
Rechtsfrage darzulegen. Absatz 4 Satz 4 
findet entsprechende Anwendung.“ 

12. unverändert 


13. Hinter § 91 wird folgender § 91 a ein- 
gefügt: 

4 91 a 

(1) Ein aus drei Richtern bestehender 
Ausschuß, der von dem zuständigen Senat 
für die Dauer eines Geschäftsjahres berufen 
wird, prüft die Verfassungsbeschwerde 
vor. Jeder Senat kann mehrere Ausschüsse 
berufen. 


(2) Der Ausschuß kann durch einstim- 
migen Beschluß die Verfassungsbeschwerde 
verwerfen, wenn weder von der Entschei- 
dung die Klärung einer verfassungsrecht- 
lichen Frage zu erwarten ist noch dem Be- 
schwerdeführer durch die Versagung der 
Entscheidung zur Sache ein schwerer und 
unabwendbarer Nachteil entsteht. Einigt 
sich der Ausschuß nicht, so kann der Senat 
die Verfassungsbeschwerde aus diesen 
Gründen mit einfacher Mehrheit ver- 
werfen. 

(3) entfällt 

14. § 97 wird gestrichen. 
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(2) Das Rechts gut achten wird von dem 
nach der Geschäftsverteilung zuständigen 
Senat erstattet. Es hat keine bindende 
Wirkung“ 


15. § 99 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein auf Zeit ernannter Richter des 
Bundesverfassungsgerichts tritt in den 
Ruhestand 

1. bei Ablauf seiner Amtsperiode, es sei 
denn, daß er in diesem Zeitpunkt das 
58. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat und seine Wiederwahl ablehnt, 

2. bei Zurruhesetzung infolge Dienstun- 
fähigkeit.“ 


16. In § 100 wird Absatz 2 gestridien; der 
bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und er- 
hält folgende Fassung: 
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14a. § 98 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Tritt ein für die Dauer seines Amts an 
einem oberen Bundesgericht ernannter 
Richter des Bundesverfassungsgerichts we- 
gen Erreichung der Altersgrenze oder Zur- 
ruhesetzung infolge Dienstunfähigkeit in 
den Ruhestand, so erhält er Ruhegehalt 
auf der Grundlage der Bezüge, die ihm 
nach Maßgabe des Gesetzes über das Amts- 
gehalt der Mitglieder des Bundesverfas- 
fungsgerichts zuletzt zugestanden haben.“ 

15. § 99 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein auf Zeit ernannter Richter des 
Bundesverfassungsgeridits tritt in den 
Ruhestand 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. bei Zurruhesetzung auf Antrag ohne 
Nachweis der Dienstunfähigkeit, wenn 
der Richter das 62. Lebensjahr vollendet 
und sein Amt als Richter des Bundesver- 
fassungsgerichts wenigstens acht Jahre 
bekleidet hat.“ 

15a. § 99 Abs. 3 wird gestrichen. 

15b. § 100 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Endet das Amt eines auf Zeit er- 
nannten Richters des Bundesverfassungs- 
gerichts, so erhält er, wenn er sein Amt 
wenigstens zwei Jahre bekleidet hat, für 
die Dauer eines Jahres ein Übergangsgeld 
in Höhe seiner Bezüge nach Maßgabe 
des Gesetzes über das Amtsgehalt der Mit- 
glieder des Bundesverfassungsgerichts. Dies 
gilt nicht für den Fall des Eintritts in den 
Ruhestand nach § 99.“ 

16. unverändert 
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„(2) Die Hinterbliebenen eines frühe- 
ren Richters des Bundesverfassungsge- 
richts, der zur Zeit seines Todes Uber- 
gangsgeld bezog, erhalten als Sterbegeld 
das Übergangsgeld, das dem Verstorbe- 
nen für die auf den Sterbemonat folgen- 
den drei Monate zugestanden hätte, und 
sodann Witwen- und Waisengeld für den 
Rest der Bezugsdauer des Ubergangsgel- 
des; das Witwen- und Waisengeld wird 
aus dem Übergangsgeld berechnet.“ 
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16a. § 101 Absätze 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Ein auf Zeit zum Richter des Bun- 
desverfassungsgerichts gewählter Beamter 
oder Richter scheidet mit der Ernennung 
aus seinem bisherigen Amt aus. Für die 
Dauer des Amtes als Richter des Bundes- 
verfassungsgerichts ruhen die in dem 
Dienstverhältnis als Beamter oder Richter 
begründeten Rechte und Pflichten. Bei Un- 
fallverletzten Beamten oder Richtern 
bleibt der Anspruch auf das Heilverfahren 
unberührt. 

(2) Endet das Amt als Richter des Bun- 
desverfassungsgerichts, so tritt der Beamte 
oder Richter, wenn ihm kein anderes Amt 
übertragen wird, aus seinem Dienstver- 
hältnis als Beamter oder Richter in den 
Ruhestand und erhält das Ruhegehalt, das 
er in seinem früheren Amt unter Hinzu- 
rechnung der Dienstzeit als Richter des 
Bundesverfassungsgerichts erhalten hätte. 
Soweit es sich um Beamte oder Richter 
handelt, die nicht Bundesbeamte oder 
Bundesrichter sind, erstattet der Bund 
dem Dienstherrn das Ruhegehalt sowie 
die Hinterbliebenenbezüge.“ 

16b. § 101 Abs. 3 erhält folgende Sätze 2, 3 
und 4: 

„Für die Dauer ihres Amtes als Rich- 
ter am Bundesverfassungsgericht ruhen 
grundsätzlich ihre Pflichten aus dem 
Dienstverhältnis als Hochschullehrer. Von 
den Dienstbezügen aus dem Dienstverhält- 
nis als Hochschullehrer werden zwei Drittel 
auf die ihnen als Richter des Bundesver- 
fassungsgerichts zustehenden Bezüge an- 
gerechnet. Der Bund erstattet dem Dienst- 
herrn des Hochschullehrers die durch 
seine Vertretung erwachsenden tatsäch- 
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17. § 105 Abs. 4 und 5 erhält folgende Fas- 
sung: 

„(4) Die Ermächtigung nach Absatz 1 
bedarf der Zustimmung von zwei Drit- 
teln der Mitglieder des Gerichts. 

(5) Nach Einleitung des Verfahrens ge- 
mäß Absatz 2 kann das Plenum des Bun- 
desverfassungsgerichts den Richter vor- 
läufig seines Amtes entheben. Das gleiche 
gilt, wenn gegen den Richter wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens das Haupt- 
verfahren eröffnet worden ist. Die vor- 
läufige Enthebung vom Amt bedarf der 
Zustimmung von zwei Dritteln der Mit- 
glieder des Gerichts." 


Artikel 2 

(1) Abweichend von den Vorschriften des 
§ 2 des Gesetzes über das Bundesverfassungs- 
gericht in der Fassung dieses Gesetzes wer- 
den die zwei Senate des Bundesverfassungs- 
gerichts bis zum 31. August 1959 mit je nenn 
Richtern besetzt. 


(2) Als Nachfolger für die im September 
1955 wegen Ablauf ihrer Amtszeit ausschei- 
denden Richter werden je ein Richter vom 
Bundestag und vom Bundesrat auf acht Jahre 
gewählt. Als Nachfolger für die im Septem- 
ber 1959 wegen Ablauf ihrer Amtszeit aus- 
scheidenden Richter werden je zwei Richter 
vom Bundestag und vom Bundesrat auf acht 
Jahre gewählt. 
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liehen Ausgaben bis zur Höhe der ange- 
rechneten Beträge." 

16c. § 105 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende 
Fassung: 

„1. wegen dauernder Dienstunfähigkeit 
einen Richter des Bundesverfassungs- 
gerichts in den Ruhestand zu versetzen 
oder, sofern er keinen Anspruch auf 
Ruhegehalt nach diesem Gesetz besitzt, 
sein Amt vorzeitig für beendet zu er- 
klären;" 

17. unverändert 


Artikel 2 

(1) Abweichend von den Vorschriften des 
§ 2 Abs. 2 und des § 5 Abs. 1 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht in der 
Fassung dieses Gesetzes werden die zwei 
Senate des Bundesverfassungsgerichts bis zum 
31. August 1956 mit je zwölf Richtern, vom 
1. September 1956 bis 31. August 1959 nach 
Maßgabe des Absatzes 2 dieses Artikels mit 
je zehn Richtern besetzt. 

(2) Als Nachfolger für die am 31. August 
1956 wegen Ablaufs ihrer Amtszeit ausschei- 
denden Richter wird je ein Richter vom Bun- 
destag und vom Bundesrat in jeden der bei- 
den Senate auf die Dauer von sieben Jahren 
gewählt. Als Nachfolger für die im Septem- 
ber 1959 wegen Ablaufs ihrer Amtszeit aus- 
scheidenden Richter wird je ein Richter vom 
Bundestag und vom Bundesrat in jeden der 
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Artikel 3 

(1) Die erste Anordnung gemäß § 14 
Abs. 1 des Gesetzes über das Bundesverfas- 
sungsgericht in der Fassung dieses Gesetzes 
beschließt das Plenum binnen eines Monats 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(2) Anhängige Verfahren gehen mit der 
Beschlußfassung gemäß Absatz 1 in der Lage, 
in der sie sich befinden, auf den nunmehr zu- 
ständigen Senat über. 

Artikel 4 

Die Vorschrift des § 91 a gilt nur für Ver- 
fassungsbeschwerdeny die nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erhoben werden. 
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beiden Senate für eine Amtsdauer bis zum 
31. August 1967 gewählt. 

(3) Bis zum 31. August 1956 ist § 15 Abs. 2 
des Gesetzes über das Bundesverfassungs- 
gericht in der bisher geltenden Fassung anzu- 
wenden. In der Zeit vom 1. September 1956 
bis zum 31. August 1959 ist in Abweichung 
von § 15 Abs. 2 Satz 1 in der Fassung dieses 
Gesetzes jeder Senat beschlußfähig, wenn 
mindestens sieben Richter anwesend sind; für 
die Entscheidung über Verfassungsbeschwer- 
den ist jeder Senat jedoch beschlußfähig schon 
dann, wenn mindestens sechs Richter anwe- 
send sind.“ 


Artikel 2 a 

Solange einem Senat mehr als drei für die 
Dauer ihres Amtes an einem oberen Bundes- 
gericht gewählte Richter angehören, ist im 
Falle des Ausscheidens eines dieser Richter der 
Nachfolger von demselben Bundesorgan, das 
den ausgeschiedenen Richter gewählt hat, 
nach der Vorschrift des § 4 Abs. 2 zu wählen. 
Für Richter, die im Laufe des Jahres 1956 
wegen Erreichung der Altersgrenze ausschei- 
den, kann der Nachfolger bereits zum 1. Sep- 
tember 1956 auf die Dauer von sieben Jahren 
gewählt werden; in diesem Falle erhöht sich 
die gesetzliche Mitgliederzahl des Senats, dem 
der ausscheidende Richter angehört, bis zum 
Ausscheiden des Richters entsprechend. 


Artikel 3 

Anhängige Verfahren gehen mit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes in der Lage, in der 
sie sich befinden, auf den nunmehr zuständi- 
gen Senat über. In der Zeit bis zum 31. Au- 
gust 1956 verbleiben jedoch Verfahren, in 
denen bereits eine mündliche Verhandlung 
oder eine Beratung der Entscheidung statt- 
gefunden hat, in der Zuständigkeit des bisher 
zuständigen Senats. 


Artikel 4 
entfällt 
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Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Artikel 5 Artikel5 

Soweit das Grundgesetz für das Land Ber- unverändert 

lin gilt oder die Zuständigkeit des Bundes- 
verfassungsgerichts durch ein Gesetz Berlins 
in Übereinstimmung mit diesem Gesetz be- 
gründet wird, findet dieses Gesetz auch auf 
Berlin Anwendung. 


Artikel 6 Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner unverändert 

Verkündung in Kraft. 
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